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Erwägungen

E. 1
Mit Verfügung vom 13. Oktober 2025 beschied das Obergericht des Kantons Bern dem
Beschwerdeführer, dass kein Beschwerdeverfahren eröffnet werde und sah davon ab,
Kosten aufzuerlegen. Gegen diese Verfügung gelangte der Beschwerdeführer mit
Beschwerde vom 14. Oktober 2025 (Posteingang 16. Oktober 2025) an das Bundesgericht.
Am 21. Oktober 2025 (Posteingang Bundesgericht) gingen weitere Unterlagen des
Beschwerdeführers ein.

E. 2
Die Beschwerde hat ein Begehren und eine Begründung zu enthalten ( Art. 42 Abs. 1 BGG
). In gedrängter Form ist darzulegen, inwiefern der angefochtene Entscheid Recht verletzt (
Art. 42 Abs. 2 BGG ). Um den Begründungsanforderungen zu genügen, muss die
beschwerdeführende Partei mit ihrer Kritik bei den als rechtsfehlerhaft erachteten
Erwägungen der Vorinstanz ansetzen ( BGE 146 IV 297 E. 1.2 mit Hinweis). Das bedeutet,
dass die Rechtsschrift auf den angefochtenen Entscheid und seine Begründung Bezug
nehmen und sich damit auseinandersetzen muss ( BGE 143 II 283 E. 1.2.2; 140 III 86 E. 2;
je mit Hinweisen). Auf ungenügend begründete Rügen oder bloss allgemein gehaltene
appellatorische Kritik am angefochtenen Entscheid tritt das Bundesgericht nicht ein ( BGE
148 IV 356 E. 2.1, 39 E. 2.3.5; 147 IV 73 E. 4.1.2; je mit Hinweisen).

E. 3
Die Vorinstanz hatte den Beschwerdeführer am 29. September 2025 aufgefordert, ihr innert
fünf Tagen mitzuteilen, ob seine Eingabe vom 17. September 2025 als Beschwerde gegen
eine konkrete Verfügung oder Verfahrenshandlung im Sinne der Schweizerischen
Strafprozessordnung zu behandeln sei. Bejahendenfalls müsse innert gleicher Frist eine
rechtsgenügliche Begründung nachgeliefert werden. Da sich der Beschwerdeführer innert
Frist nicht vernehmen liess, erliess die Vorinstanz die eingangs genannte Verfügung. In der
Beschwerde an das Bundesgericht wird nicht ansatzweise dargelegt, inwieweit die
Vorinstanz mit der Verfügung vom 13. Oktober 2025 gegen das geltende Recht im Sinne
von Art. 95 BGG verstossen haben sollte. Aus den nachgereichten Unterlagen ergibt sich,
dass der Beschwerdeführer Art. 396 StPO verletzt sieht. Selbst wenn der Beschwerdeführer
mit dieser sinngemässen Rüge zu hören wäre - was nicht zutrifft, da nach ständiger
Rechtsprechung die Begründung in der Beschwerde selbst enthalten sein muss und der
blosse Verweis auf Ausführungen in anderen Rechtsschriften oder auf die Akten nicht
ausreicht ( BGE 144 V 173 E. 3.2.2; 143 IV 122 E. 3.3; 140 III 115 E. 2; je mit Hinweisen)
- stellte der Hinweis auf die genannte Bestimmung keine hinreichend Substanziierung dar,
da namentlich nicht näher dargelegt wird, inwiefern die Vorinstanz diese Bestimmung
überhaupt angewandt haben soll (die Vorinstanz erliess ihre Verfügung prima facie gestützt



auf Art. 385 Abs. 2 StPO ). Insgesamt kommt die Beschwerde den
Begründungsanforderungen offensichtlich nicht nach.

E. 4
Auf die Beschwerde ist im Verfahren nach Art. 108 BGG nicht einzutreten. Die
Gerichtskosten sind dem Beschwerdeführer aufzuerlegen ( Art. 66 Abs. 1 BGG ).
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